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Bezug : Beschluß des Deutschen Bundestages 
vom 20. Januar 1956 
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Zu dem vom Deutschen Bundestag in seiner 125. Sitzung am 
20. Januar 1956 gefaßten Beschluß, der einen Auftrag an die Bun- 
desregierung zur beruflichen und gesellschaftlichen Eingliederung 
der aus der SBZ geflüchteten Jugend enthält, gebe idi nachstehend 
einen Überblick über den Stand der von der Bundesregierung ge- 
troffenen Maßnahmen: 

Zu Nr. 1 

Die Frage der Änderung des § 3 der Ersten Durchführungsverord- 
nung zum Ersten Überleitungsgesetz ist inzwischen von den betei- 
ligten Bundesressorts mit Vertretern der Länder erörtert worden. 
Hierbei wurde untersucht, ob die gesamten Aufwendungen der 
individuellen Fürsorge für Zugewanderte aus der SBZ pauschaliert 
werden können, um die Schwierigkeiten auszuräumen, die sich aus 
der Stichtagsvoraussetzung des § 3 des oben angeführten Gesetzes 
ergeben. 

Eine Entscheidung über den einzuschlagenden Weg konnte bisher 
noch nicht getroffen werden. 

Zu Nr. 2 

Die Zahl der jugendlichen Zuwanderer aus der SBZ, die sich nicht 
dem Notaufnahmeverfahren unterziehen, ist nicht sehr groß; 
jugendlichen Zuwanderern wird auch in der Regel die Notauf- 
nahme gewährt, wenn sie darum nachsuchen. Es muß berücksichtigt 
werden, daß viele Zuwanderer, die im Zeitpunkt ihrer polizeilichen 
Anmeldung im Bundesgebiet noch keine Aufenthaltsgenehmigung 
haben, sich nachträglich doch noch dem Notaufnahmeverfahren 
unterziehen, weil sie 
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a) von den Aufenthaltsgemeinden dazu aufgefordert werden, die 
ihre Anredinung auf die Aufnahmequote und damit die Zu- 
weisung von Wohnbaumitteln erreichen wollen, 

b) selbst daran interessiert sind, ihren Aufenthalt zu legalisieren, 
um eine bevorzugte Zuweisung von Wohnraum und andere 
Vorteile zu erlangen. 

Bei jugendlidien Zuwanderern kommt hinzu, daß sie auch von den 
Jugendämtern angehalten werden, sich dem Notauf nahmever fahren 
zu unterziehen, weil davon oft der Bezug von Ausbildungsbeihilfen 
und sonstige Förderungsmaßnahmen abhängen. Ein Zw^ng zur 
Meldung in einem Notaufnahmelager kann auf jugendliche Zu- 
wanderer — ebenso wie auf Erwachsene — nicht ausgeübt werden. 
Zuwanderer aus der SBZ haben sich nach dem Notaufnahmegesetz 
zwar in einem Notaufnahmelager zu melden; diese Meldung kann 
in Ermangelung einer Strafandrohung für den Fall der Zuwider- 
handlung jedoch nicht erzwungen werden. Es wurde schon wieder- 
holt angeregt, eine solche Strafsanktion in das Notaufnahmegesetz 
einzufügen. Dagegen sind jedoch stets Bedenken erhoben worden. 
Es wurde geltend gemacht, daß eine derartige Gesetzesänderung 
unerwünschte politische und psychologische Auswirkungen haben 
könnte, ohne daß die Gewähr gegeben sei, den damit angestrebten 
Erfolg zu erreichen. 

Zu Nr. 3 

Der Garantiefonds ist inzwischen geschaffen worden. Ich darf auf 
die Richtlinien für Beihilfen aus dem Vorlage- und Zuschußtitel 
des Bundeshaushaltsplanes zur Eingliederung jugendlicher Zuwan- 
derer verweisen (GMBl. 1956 S. 416). 

Zu Nr. 4 

Die Ausdehnung der Studienförderung für Flüchtlingsstudenten 
von zwei auf drei Semester ist inzwischen vorgenommen worden, 
ln Härtefällen kann auch eine Förderung über das dritte Semester 
hinaus erfolgen. Die Richtlinien für Beihilfen an Flüchtlingsstuden- 
ten aus der sowjetisch besetzten Zone vom 1. Juni 1956 sind u. a. 
an die Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder, an das 
Bundesministerium für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschä- 
digte und an die bei der Vergabe beteiligten Studentenorganisatio- 
nen versandt worden. 

Zu Nr. 5 

Die Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder hat durch 
Beschluß vom 17./18. Mai 1956 (GMBl. S. 334) die Anerkennung 
von Reifezeugnissen und anderen Bildungsnachweisen aus der 
sowjetischen Besatzungszone für den Zugang zu den Hochschulen 
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in der Bundesrepublik geregelt. Abschlußzeugnisse der sogenannten 
Arbeiter- und Bauernfakultäten und Sonderreifezeugnisse von Fach- 
schulen in der SBZ können danach auf Grund des Nachweises der 
Eignung zum Hochschulstudium, der in einer Sonderprüfung — 
ggfs, nach Teilnahme an einem Sonderlehrgang — zu erbringen ist, 
anerkannt werden. 

Zu Nr, 6 

Die Leistungen der Länder bzw. Fürsorgeverbände zur beruflichen 
und gesellschaftlichen Eingliederung von SBZ -Jugendlichen unter- 
liegen bisher nicht der Pauschalierung. Diese Aufwendungen werden 
auch weiterhin einzeln im Rahmen der Kriegsfolgenhilfe mit dem 
Bund verrechnet. Es besteht für die Länder keine Veranlassung, die 
hierzu ergangenen einschlägigen Bestimmungen oder Empfehlungen 
des Bundes nicht zu beachten. Es ist daher nicht zu befürchten, 
daß diese Leistungen gegenüber ihrem bisherigen Umfange absin- 
ken. Anläßlich einer Länderberatung am 17. Oktober 1956 sind die 
Länder nochmals auf den Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
20. Januar 1956 hingewiesen worden. 

Zu Nr. 7 

Zur Unterbindung der wilden Werbung von SBZ-Zuwanderern 
und Jugendlichen hat der Präsident der Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung an die Präsidenten der 
Landesarbeitsämter den Runderlaß über berufliche und gesellschaft- 
liche Eingliederung der aus der SBZ geflüchteten Jugend vom 
26. März 1956 — 115/56. 1. 2. (veröffentlicht in den Amtlichen 
Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung 1956 Nr. 4) gerichtet, der den Schnellbrieferlaß 
vom 13. Februar 1956 ergänzt. 

Zu Nr. 8 

Im Bundeshaushaltsplan 1956 ist ein zusätzlicher Betrag von 
2,3 Mio DM zur Förderung von Jugendwohnheimen, die vordring- 
lich der Unterbringung SBZ-Jugendlicher an arbeitsmarktpolitischen 
Schwerpunkten dienen sollen, vorgesehen. Mit diesen Mitteln wird 
auf der Grundlage der generellen Planung der Bundesanstalt und 
unter Berücksichtigung der vom Aktionsausschuß des Bundeskura- 
toriums für Jugendfragen vorgeschlagenen Standorte und Heim- 
typen ein zweites Jugendwohnheimprogramm mit der angegebenen 
Zielsetzung durchgeführt. ^ 

Auf Grund des an den Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung gerichteten Antrages des 
Bundesministers des Innern vom 17. August 1956 ist vom Verwal- 
tungsrat der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
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losenversidherung am 20. Dezember 1956 beschlossen worden, die 
Darlehen zum Bau und zur Förderung von Jugendwohnheimen aus 
Mitteln der Bundesanstalt von 30 v. H. auf 50 v. H. zu erhöhen. 
Der vom Bundesministerium des Innern gleichzeitig beantragten 
allgemeinen Herabsetzung des Kapitaldienstes wurde in der gleidien 
Sitzung — wie auch schon in der Sitzung am 9. März 1956 — nicht 
zugestimmt. Es wurde darauf verwiesen, daß nach III 3 der Richt- 
linien des Verwaltungsrats der Bundesanstalt zur Förderung von 
Jugendwohnheimen aus Mitteln der Bundesanstalt auf Grund von 
§140 Abs. 2 AVAVG vom 19. Februar 1953 (Amtliche Nachrlditen 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung 1/1957 S. 4) bereits die Möglichkeit bestehe, in Einzelfällen 
Ausnahmen von den üblidien Zins- und Tilgungsbedingungen zu- 
zulassen. 


In Vertretung 
Bleek 



